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4. Jedem Ratsmitglied wurde ein Betrieb zugeordnet. Es 
hält die Verbindung zwischen Rat und Betrieb (Leitungen des 
Betriebes, der Betriebsparteiorganisation der SED und BGL) 
im Interesse des gemeinsamen Anliegens, einen spürbaren 
Leistungsanstieg zu sichern. Die Ratsmitglieder sind nicht 
etwa schlechthin Informanten in beiden Richtungen, sondern 
sie werden vom Bürgermeister entsprechend seiner Verant­
wortung aus § 62 GöV dazu angehalten, die Beschlüsse des 
Rates zu erläutern und initiativreich zu helfen, sie zu ver­
wirklichen. Das schließt alle Fragen der Ordnung, Disziplin, 
Sicherheit und Rechtserziehung ein. Gerade diese Methode 
hat sich als geeignet erwiesen, die Komplexität der staatlichen 
Leitung weiter zu festigen.

5. Mit Betrieben und Genossenschaften im Territorium 
wurden Vereinbarungen abgeschlossen (§ 4 Abs. 1 GöV), in 
denen Grundfragen differenziert festgelegt sind, wie durch 
enges Zusammenwirken und abgestimmtes Vorgehen die im 
langfristigen Plan zur Ordnung und Sicherheit im Territorium 
angestrebten Ziele zu erreichen sind. Das sind differenziert 
ausgestaltete Vereinbarungen, die nicht den Charakter von 
Kommunalverträgen haben (§ 63 Abs. 4 GöV).

Verallgemeinernswerte Arbeit leisten wir z. B. durch die 
bestehende Vereinbarung mit dem VEB Eisenhüttenwerk 
Thale, unserem größten Betrieb. Dort kommt es zu gemein­
samen Kontrollen zur Ordnung und Sicherheit, zu vorbild­
lichen Ergebnissen bei der Wiedereingliederung und Betreu­
ung gefährdeter Bürger und vor allem bei der Erziehungs­
arbeit zur Festigung der Moral und Arbeitsdisziplin sowie bei 
der betrieblichen Unterstützung im Patenwohnbezirk.

6. Der Rat unterstützt die Tätigkeit der in den Wohnbe­
zirken bei den Ausschüssen der Nationalen Front gebildeten 
Gruppen Ordnung und Sicherheit. Er informiert die ehren­
amtlichen Kräfte und organisiert im Zusammenwirken mit 
dem Ortsausschuß der Nationalen Front und unter Verwer­
tung von Hinweisen der Justiz- und Sicherheitsorgane des 
Kreises sowie von Ergebnissen der Tätigkeit der Schiedskom­
missionen einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch.

Diese und andere Methoden ergänzen unsere Rechtsarbeit, 
wie z. B. die Durchführung aktuell-politischer Foren in den 
14 Wohnbezirken der Stadt, die jährlich ca. 1 000 Brandschutz­
kontrollen im Territorium, Begehungen und Kontrollen in den 
Wohnbezirken zur Einhaltung der Stadtordnung (speziell der 
Anliegerpf lichten).

Dabei bewährt sich — und insoweit ist das eine Bestätigung 
der Annaberger Erfahrungen —, daß komplexe Anliegen auch 
komplex anzupacken und zu lösen sind. Viel hängt von der 
Organisation durch den Rat ab und von dessen Fähigkeit, die 
Stadtverordneten und auch die im Ort wohnenden Volks­
vertreter der höheren Ebenen, die Vertreter der Betriebe und 
vor allem die gesellschaftlichen Kräfte — also die Bürger als 
interessierte freiwillige Helfer in Sachen Ordnung und Sicher­
heit — zu informieren, sachkundig zu machen und so Voraus­
setzungen zu schaffen, daß die gemeinsam zu lösenden Auf­
gaben angepackt werden.

Die vielfältigen Ergebnisse — nicht zu vergessen, die Resul­
tate und Erfahrungen aus dem in den Wohnbezirken geführ­
ten Wettbewerb im Rahmen der Bürgerinitiative „Schöner 
unsere Stadt — Mach mit!“ — fließen in die Bilanz ein und 
werden zur Grundlage der Sicherheitskonferenz.

Zur Durchführung der Sicherheitskonferenz

Alle vorstehend genannten Ergebnisse aus der Arbeit des 
Rates und die entsprechend der Konzeption zur Konferenz 
zusammengetragenen analytischen Wertungen aus den ein­
zelnen Bereichen wurden vom Stellvertreter des Bürger­
meisters für Inneres zu einem Bericht mit Fakten und Schluß­
folgerungen verdichtet. Der Bericht wurde zunächst im Rat 
diskutiert und ergänzt und damit die kollektive Verantwor­
tung verdeutlicht.

Im Auftrag des Rates hielt der Stellvertreter für Inneres 
das Referat auf der Konferenz. Teilnehmer waren alle Mit­
glieder des Rates, die Leiter der Fachorgane, alle Mitglieder 
der Ständigen Kommission Inneres, die Vorsitzenden der 
anderen ständigen Kommissionen und der Jugendhilfeaus­
schüsse sowie der an den vier Schulen unserer Stadt bestehen­
den Erziehungsberatungsgruppen, alle Leiter bzw. deren 
Vertreter der dem Rat unterstellten und nicht unterstellten 
Betriebe, Genossenschaften, Einrichtungen und Institutionen. 
Ferner waren Vertreter der Schiedskommissionen sowie 
einiger Konfliktkommissionen aus den Betrieben anwesend. 
Zu den Konferenzteilnehmern zählten Vertreter der Orts­
parteileitung der SED und der Wohnparteiorganisationen 
sowie der anderen Blockparteien, der Wohnbezirksausschüsse

der Nationalen Front und der gesellschaftlichen Massenorga­
nisationen (FDGB, FDJ, DFD, VKSK).

Als Gäste nahmen an der Beratung Vertreter der Kreis­
leitung der SED, des Rates des Kreises sowie der Justiz- und 
Sicherheitsorgane des Kreises Quedlinburg teil.

Die Beratung war öffentlich und ihre Durchführung recht­
zeitig in der Presse und durch 'Aushänge popularisiert, so daß 
auch weitere interessierte Bürger des Ortes teilnahmen.

Im Referat gelang es, ein objektives und aktuelles Bild des 
erreichten Standes der Ordnung und Sicherheit zu vermit­
teln. Gute persönliche oder kollektive Leistungen wurden 
lobend hervorgehoben, zugleich aber wurde auch die Differen­
ziertheit der Ergebnisse verdeutlicht.

Kritisch wurden Ursachen dargelegt, die ungerechtfertigtes 
Zurückbleiben in einzelnen Bereichen oder Betrieben hervor- 
rufen. Wir verdeutlichten die Tatsache, daß die größten 
Erfolge dort erzielt werden, wo es verstanden wird, die Werk­
tätigen in den Betrieben und die Bevölkerung in den Wohn­
gebieten für die Mitarbeit auch zur Gewährleistung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu gewinnen. Eine Schlüs­
selrolle spielen dabei die Leiter der Kollektive. Die lebhafte 
und relativ breitgefächerte Diskussion ergänzte die gegebene 
Einschätzung und zeichnete sich vor allem durch kritisch­
konstruktive Hinweise zur weiteren Arbeit aus.

Das Gesamtergebnis war danach die Grundlage für eine 
gesonderte Beratung des Rates der Stadt.
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In Auswertung der 12. Sicherheitskonferenz kamen wir zu 
Erkenntnissen, die geeignet sind, auch in den Fragen der 
Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit im Territorium 
das in Vorbereitung des XI. Parteitages der SED erforderliche 
höhere Niveau zu schaffen. Der Rat erkannte, daß die im 
Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees der SED vom
24. Oktober 1984 zum Bericht der Kreisleitung der SED Anna- 
berg über Erfahrungen der politischen Führungstätigkeit bei 
der weiteren Festigung der Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit in Durchführung der Beschlüsse des X. Partei­
tages gegebene Orientierung für unsere Tätigkeit auch weiter­
hin verbindlich ist. Es wurde festgestellt, daß wir noch 
Reserven erschließen müssen, die u. a. auf folgenden Gebieten 
liegen:
— Ausbau der wirksamen Kontrolle über die Einhaltung der 

sozialistischen Gesetzlichkeit, die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Sicherheit vor allem mit dem Ziel, den 
Schutz des sozialistischen Eigentums zu erhöhen und die 
Rechte der Bürger konsequent zu wahren.

— qualitative Verbesserung der Zusammenarbeit mit den 
Betrieben, Genossenschaften und Einrichtungen durch ver­
stärkten erzieherischen Einfluß und Kontrolltätigkeit sowie 
inhaltliche Verwirklichung der abgeschlossenen Vereinba­
rungen,

— Verbesserung der Information der in Thale wohnenden 
Abgeordneten aller Volksvertretungsebenen, damit diese 
wirkungsvoller und sachkundig am Erziehungsprozeß 
teilnebmen können und auch dadurch zugleich die Auto­
rität der Volksvertretungen heben,

— wirkungsvoller ist die vorbeugende Arbeit zu entwickeln 
gegen Rechtsverletzungen (vor allem gegen Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten); dazu sind die Gruppen für Ord­
nung und Sicherheit in den Wohnbezirken stärker zu 
unterstützen, sind weitere ehrenamtliche Kräfte im Zusam­
menwirken mit den Ausschüssen der Nationalen Front zu 
gewinnen,

— konsequentere Durchsetzung der Stadtordnung, was sowohl 
eine gezieltere Kontrolle und Popularisierung des Inhalts 
erfordert als auch in notwendigen Fällen die konsequente 
und differenzierte Anwendung von Ordnungsstrafen oder 
die Durchführung von Erziehungsgesprächen vor den 
Schiedskommissionen gegenüber „hartnäckigen“ Sündern,

— noch zielgerichteter und planmäßig ist die'Rechtspropa­
ganda als fester Bestandteil unserer staatlichen Öffentlich­
keitsarbeit zu gestalten.
Der Rat ist sich darüber klar, daß das Gesetz über die ört­

lichen Volksvertretungen vom 4. Juli 1985 (GBl. I S. 213) ins­
gesamt eine Qualitätssteigerung dn der Tätigkeit, erfordert. 
Um die Rechtsarbeit weiter zu verbessern, halten wir u. a. die 
kontinuierliche Schulung aller Mitarbeiter für notwendig.

Zu den weiteren konkreten Festlegungen in Auswertung 
der 12. Sicherheitskonferenz gehört
— nicht mehr aktuelle und überholte Ratsbeschlüsse aufzu­

heben, um das „geltende Recht“ für uns und die Bürger 
überschaubarer zu machen und seine bewußte Einhaltung 
zu fördern;


